
Aktenzeichen:

LBÄZ!5£
I m N a m e n d e e V o 1 k e s

. In Sachen
Verkündet

am 51. August 1956

Beklagte und Revisionsbeklagte‚

hat der 2. Senat des Bunäessozialgerichte auf die

mündliche Verhandlung vom 31. August 1956

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wirä das Urteil des

Bayerischen Landessozialgerichts vom 18„ Februar

1954 aufgehoben. Die Sache wird zur erneuten Ver—

handlung und Entscheidung an das Lendessozielge—

riCht zurückverwiesen.

Die Gebühr für die Berufstätigkeit des Rechtsenr

welts Herbert R„„„„„ :„vor dem Bundeseozialgericht

wird auf 9OO-DM festgesetzt„

Von Rechts wegen„
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Der Kläger hat am 300 Dezember 1932 einen Motorradunfall erlit—
ten‚ infolge dessen ihm ein Unterschenkel abgenommen werden muß-

te° Die Beklagte erfuhr hiervon erst durch ein Schreiben‚ das

sein Schulfreund XXXXXXX am 5° November 1949 an sie richtete
und worin dieser folgendes ausführte: Im vorigen Jahr, bei einem

Wiedersehen nach langer Zeit, habe ihm der Kläger erzählt, er sei

1932 arbeitslos gewesen; der Inhaber der neben seiner Wohnung

' gelegenen Autoreparaturwerkstatt äxXxxx habe ihn beauftragt? Er—

satzteile für ein in der Werkstatt in Stand zu setzendes Motor—

rad aus Fulda zu holen„ Auf dieser Fahrt sei der Kläger verun—
glückt° Die damals befragten Dienststellen hätten einen Betriebs—
unfall verneint, Weil der Kläger den Unfall selbst verschuldet

und als Arbeitsloser nur kurz ausgeholfen habeo—Xxxx2xx habe am

28° Januar 1949 Unfallanzeige bei der Ortspolizeibehörde erstat—
tet° Diese habe jedoch die Anzeige nicht weitergeleitet‚ weil
der Unternehmer xxxxxx seine Unterschrift verweigere° Die Be—
klagte möge prüfen‚ ob dem Kläger trotz Versäumung der Frist zur

Anspruchsanmeldung (@ 1546 RVG) aus sozialen Gründen unter An—

wendung des @ 1547 Abs° 1 Nr„ 2 Reichsversicherungsordnung (EVO)

zu seinen Ansprüchen verhelfen werden könne„'

Die Beklagte lehnte durch Bescheid vom 8° Februar 1951 ihre Entm'
schädigungspflicht ab, weil der Kläger nicht für den Betrieb

Xxxxxx sondern für dessen Kunden tätig geworden sei und weil im

übrigen der Anspruch verspätet geltend gemacht werden sei„

In seiner Berufung behauptete der Kläger, er habe den Unfall im

Dienst der Firma xxxxxx, nicht des Kunden, erlitten° Seine in—
zwischen verstorbene Mutter und seine Schwester seienn während

er noch im Krankenhaus lag, bei der Ortspolizeibehörde und beim

Bezirksamt Brückenau vorstellig geworden° Dort habe man ihnen\

aber mitgeteilt, ein Antrag sei zwecklos° Diese falsche Auskunft,

deretwegen er dann nichts mehr unternommen habe, rechtfertige die

Anwendung des 5 1547 RVO„ Der Kläger überreichte dem Oberver—
sicherungsamt (OVAO) eine eidesstattliche Versicherung des Städte

kämmerers Dr° xxxx2 vom 180 April 1951, der darin bekundetes die

Mutter des Klägers habe ihn sofort nach dem Unfall zwecks Anmelw
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dung des Unfalls aufgesucht° Er habe sie an den Stadtoberin—

spektar$xxxxxxx(Versicherungsreferat der Stadtverwaltung)

verwiesen und sie ferner gebeten, beim Versicherungsamt (VAO)

(Bezirksamt) vorzusprechen„ Später habe die Mutter ihm mit—

geteilt, sie sei von beiden Behörden abgewiesen worden, eben—

so die Schwester des Klägers„ — Ferner wurden dem OVA° schrift—

liche Erklärungen des AutohändlersXXäxxxg des Regierungsober—'

inspektorszixxxxxxm des Handél$reisenden:ixXkaund des Motor—
vradhändlers.XXXX£xx vorgelegt° Das OVA° vernahm den Kläger9

seine Ehefrau, den Zeugen iXxxx■m s0wie die Schwester des Klä—

gers, Frau:■xXXXxx Mit dem Stadtkämmerer Dr° xxxxx hatte der

Vorsitzende der QVA„—Kammer am 9Q'November 1951 eine Unter—

redung, deren Inhalt nicht aktenkundig ist°

Durch Urteil vom 250 September 1952 wies das OVA„ die Bef■f

fung zurück„ Es stellte fest, unzweifelhaft sei der Kläger bei

einer für die Firma Xxxxxx ausgeführten Geschäftsfahrt verun—

glückt° Diese Täügkeit sei als vorübergehende Hilfeleistung

schon nach der damaligen Rechtsansicht versichert geweser°j

Indessen sei der Einwand der verspäteten Anspruchsanmeldung

berechtigt°

Gegen das Urteil legte der Kläger Rekurs ein, worin er unrichm

tige Beweiswürdigung des OVA° rügte und nunmehr in erster Li—
nie geltend machte, die Anspruchsanmeldung sei fristgemäß und

wirksam erfolgt; hilfsweise berief er sich außerdem auf @ 1547

Abs„1 Nr„2 BVO°Dieses Rechtsmittel ging nach @215 Abs„3 des So—
zialgerichtsgesetza(8GG) als Berufung auf das Bayerische Lan—

dessozialgericht (LSG;) über°

Mit Urteil vom 18° Februar 1954 — dem Kläger zugestellt am 23°

März 1954 — wies das LSG° die Berufung zurück, ohne die Revi—
sion zuzulassen° Auch das LSG° hält den Einwand der verspäte_

ten Anspruchsanmeldung für durchgreifend„ Eine wirksame Anmel—

dung bis zum 30° Dezember 1934, die eine Heranziehung des @ 1547
BVD erübrige, sei nicht erwiesen° Es stehe nur fest9 daß inner—

halb der 2—Jahresfrist die Mutter des Klägers bei der Stadtver—

waltung vorgesprochen habe; zweifelhaft sei, ob diese Vorsprache

überhaupt der Anspruchsanmeldung oder nur der Erstattung der
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Unfallanzeige gegolten habe„ Selbst wenn man darin aber eine
_

Erkundigung nach der Möglichkeit eines Entschädigungsanspruchs

erblicken_wolle‚ sei dies noch Keine wirksame Anspruchsanmel—

dung gewesen, zumal nach ständiger Rechtsprechung die Geltend—

machung bei einer Gemeindebehörde zur Fristwahrung nUr ausreiche,

wenn bei dieser Gemeinde.ein Versicherungsamt bestehe (% 1549

RVO)°—Daß die Mutter des Klägers außerdem noch wirksam beim

.staatlichen VA„ (Bezirksamt) Brückenau den Anspruch angemeldet
habe? ist nach Ansicht desL8G° durch die Behauptungen des Klä—

gers und auch durch die schriftliche Erk drung des Stadtkämme—

rers Dr„xxxxxxnicht glaubhaft gemacht„ Die an sich schon frag—

wdrdigen Bekundunren des Dr„xkxxxxerbräcnten‚ selbst wenn man

ihnen folgen würde, lediglich einen Beweis über die Äußerung der

Mutter des Klä ers, also einen bloßen Beweis vom Hörensagen, auf

den allein eine dem Kläger günstig Entscheidung nicht gestützt

werden könne„ Diese Eekhndungen würden‚noch weiter durch die Aus—

sagen der Zeugjxaianx$xzentkräftet° Auch nach den schriftlichen

Angaben des 0berinspektorsxxxxxxxxsei eine fr1stvahrende Anmel—

dung beim Versicherungsamt nicht als erwiesenanzusehen° Es kom—

me hiernach darauf an, ob gegen die Fristversäumnis der Klager

sich auf © 1547 Abs„1 Nr„ 2 BVG berufen könné° Unrichtige Aus—

künfte von dazu berufenen Personen oder Behörden (auch Gemeinde—

hehbrden) kämen hierfnr in Betracht° Da Dr„xxxxxxselbst keine

Auskunit erteilt habe, komme es allein auf den Nachweis einer Aus■

kunfterteilung durch den Stadtoberinspektornxxxxkxxx:an„ Dieser

Nachweis lasse sich wegen des Todes dieses Zeugen und der unzu—.

länglichen Aussagen der Zeuginxxxnxer■cht mehr fdhren„ Selbst

wenn aber insoweit das Vorbringen des Klegers als richtig unter—

scellt werde und hiernach fur ihn bis 194ö die Voraussetzungen

fur eine nachträgliche Geltendmachung nach % 1547 Abs.1 Nr„2 RVO

vorgelegen hatten? so habe doch der Kläger die Frist des @ 1547
‚Absu2 KVG versäumt° Seine durch falsche Belehrung entstandene

hechtsunkenntnis sei spätestens im Zeitpunkt der Erstattung der

Unfallanzeige entfallen° Die Frist des 5 1547 Abs.2 RVG endete

demnach am 28° April 19400 Die Anfrage des Bevollmächtigten

xxxxxxxx sei aber erst im November 19d9 bei der Beklagten einge—

gangen° Da der Einwand der Seklagten zu berücnsichtigen sei‚

müsse die Frage, ob es sich überhaupt
um einen entschädigungs—

/
pflichtigen Arbeitsumfull gehandelt habe, ungeprüft bleibeno

._ 5 _JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Mit Schreiben vom 27° März 1954 — beim Bundessozialgericht ein—

gegangen an150° März 1954 — legte der bevollmächtigte Rechtsbei—

stand.xxxXkax■evision ein und beantragte das Armenrecht° Nach

Bewilligung des Armenrechts durch Beschluß vom 6° September 1955,

der am 21„ September 1955 dem Kläger und dem ihm beigeordneten

Rechtsanwalt XXXXXxxzugestellt wurde, legte dieser am 5° Okto—

ber 1955 Revision ein mit dem Antrag, das Urteil des LSG, auf—

zuheben und dem Verletzten die Entschädigung anläßlich seines

Unfalls vom Dezember 1952 zuzuerkennen° Zugleich beantragte er

die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand° Die Revisionsbegrün—
dung macht gleichlautend mit dem Armenrechtsgesuch folgendes

geltend: Das LSG° sei von Entscheidungen des Reichsversicherungs—

amts (RVA‚) abgewichen, ohne deshalb die Revision zuzulassen°

Die Zweifel des LSG, an dem Beweiswert der eidensstattlichen

Versicherung des Dr° xxxxxx der seine Angabe genau bekunden

könne, seier unbegründet und willkürlich. Unhaltbar sei_die An—

nahme.des LSG° die Mutter des Klägers habe seinerzeit nur die

Unfallanzeige erstatten oder sich lediglich über Anspruchsmög—

lichkeiten erkundigen wollen° Die Ausführungen des LSG„, daß

eine wirksame Anspruchsanmeldung nur bei einem staatlichen Ver—

sicherungsamt erfolgen könne, andererseits aber falsche Aus—

künfte durch Gemeindebehö■bh als Hinderungsgrund nach @ 1547

RVO anzusehen wären, seien widerspruchsvoll° Die Bekundung des
Oberinspéktors Xxxxxxx spreche für das Vorbringen des Klägers°

Der Nachweis der fristgemäßen Anmeldung müsse als erbracht an—
gesehen werden, für @ 1547 Abs°2 RVG bleibe deshalb kein Raum

mehr° Sofern es aber doch hierauf ankommen sollte, habe das LSG°

das Gesetz über den Ablauf der durch Kriegsvorschriftengphemmten

Fristen in der Sozial— und Arbeitslosenversicherung vom 15, No;

vember 1952 (BGBl„ I S, 737) nicht beachtet, wonach die Frist

des 5 1547 Abso2 RVO erst am 51. Dezember 1950 abgelaufen sei;

es habe ferner nicht berücksichtigt, daß der Bevollmächtigte

xxxxxxx gleichzeitig mit der Unfallanzeige auch den Entschädi—
gungsantrag bei der Stadtverwaltung eingereicht habe,

Die Beklagte beantragt, die Revision als unzulässig zu verwer—
fen, hilfsweiee, sie zurückzuweihen, Sie bestreitet das Vor—

liegen von Verfahrensmängelg. Die Beweiswürdigung des LSG° sei

nicht zu beahstanden° Aber selbst eine fehlerhafte Beweiswürdi—

_ 6 _
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gung des LSG„ liege im Bereich des Tatsächlichen und bedeute in
der Regel keinen Verfahrensmangel° Eine etwaige AbWeichung des

LSG„ ven Urteilen des BVA° rechtfertige die Revision nicht, weil

es sich nicht um grundsätzliche Entséheidungen handele° Im übrigen
sei nicht das Bundesgesetz vom 150 November 1952, sondern das

Bayerishe Gesetz Nr„ 18 vom 500 April 1946 für den Fristablauf

gemäß @ 1547 Abs„ 2 BVG maßgebend°

Die Revision ist, da der Schriftsatz des Reohtsbeistandes XXXXXXX

vom 27° März 1954 nicht als wirksame Revisionseinlegung gelten

kann (Beschluß des 5„ Senats vom 9„2„1955 in SozR° @ 166 SGG Blo*

Da 1 Nrc1), erst 1 V2 Jahre nach Ablauf der Revisionsfrist singe“

legt und begründet wordeng'ua jedoch der Kläger rechtzeitig ein

formgerechtes Gesuch um Bewilligung des Armenrechts gestellt hat,

worüber erst durch den Beschluß vom 6° September 1955 entschieden

werden ist, lagen für ihn bis zum 210'September 1955, dem Tage der

Zustellung des Beschlusses, die Voraussetzungen des @ 67 Absätze\

1 und 5 SGG vor° Innerhalb der Frist des 5 67 Abs„2 SGG hat sodann

der Prozeßbevollmächtigte des Klägers den Antrag auf Wiedereinset—

zung in den vorigen Stand.geste■t und die versäumten Rechtshand—

-lungen nachgeholt° Der Senat mußte deshalb die beantragte Wieder—

einsetzung in den vorigen Stand gewähren° Die Zulässigkeit der Re—

vision hängt also nur noch davon ab, ob sie auch statthaft ist

(@ 162 Abs„1 SGG)Q

Bas LSG„ hat die Revision nicht zugelassen (@ 162 Abs.1 Nr°1 SGG)o
Das Revisionsgericht ist daran gebunden; so daß der diesbezügliche
Revisionsangriff fehlgeht (BSG„ 2 S‚ 45)„ Da auch @ 162 Abs„1 Nr„5

SGG nach Lage des Falles nicht in Betracht kommt, kann die Statt—

haftigkeit der Revision allein(hrauf gestützt-werden, daß ein we«

sentlicher Mangel des Verfahrens gerügt worden ist und auch vor—

liegt (@ 162 Abs°1 Nr°2 see; esse 1 S„ 150)„

Welche Verfahrensmähgel.gerügt werden sollen, ergibt sich aus der

Revisionsbegründung allerdings nicht ohne weiteres mit der an sich
Awünschenswerten Klarheit‚.lmmerhin konnte der Senat dem wenig geord

neten Revisionsvorbringen entnehmen, daß der Kläger unzureichende

Erforschung des Sachverhalts und Überschreitung der Grenzen

_ 7 -
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„ 7 „
des Rechts auf freie Beweiswürdigung durch das LSG° gerügt hat°

Diese Rüge ist nach Auffassung des Senats zutreffend.

Übereinstimmend mit dem Vorderrichter ist davon auszugehen,

daß für die Entscheidung des Rechtsstreits allein die Frage

wesentlich ist„ob binnen zwei Jahren nach dem Unfall, also

bis zum 50„ Dezember 1934, der Anspruch auf Unfallentschädi-

gung bei dem staatlichen VA„ (@ 1549 RVG) angemeldet wurden

Ist diese Frage zu bejahen, so erübrigt sich eine Heranzie—

° hung des @ 1547 EVO; ist sie jedoch zu verneinen, so kann,

wie der_Vorderrichter zutreffend ausgeführt hat, der Kläger

das Vorliegen einer Verhinderung im Sinn des 5 1547 Abs‚1

Nr„2 RVÖ nicht mehr mit Erfolg geltend machen, weil er, bzw.

sein Bevollmächtigter, im Jahre 1949 die Frist des @ 1547

Abs„2 RVG versäumt hat, Die durch 5 2 des Gesetzes über wei—

tere Maßnahmen in der Reichsversicherung aus Anlaß des Krie—

ges vom 15° Januar 1941 (BGBl° I S. 34) bedingte Ablaufhem—

mung dieser Äusschlußfrist war durch das_Bayeriahe Gesetz

Nr. 18 vom 30. April 1946 (GVBL s. 179) mit Wirkung vom
1„ Juli 1946 beseitigt werden (Bayer. LVAmt in AMBl° 1951
S„ B 90)° Der Hinweis der Revision auf das Bundesgesetz über

den Ablauf der durch Kriegsvorschriften gehemmten Fristen

in der Sozial— und Arbeitslosenversicherung vom 13° November

1952 geht fehl, weil 5 1 Abs„1 Satz 2 dieses Gesetzes aus—

drücklich frühere landesrechtliche Regelungen in Geltung be—

lassenhat (Era kmannHandbuchder Soz.QVe-fs„Bd..I StandMärz
1956, S„ 236 w):. Die vom Kläger behauptete Erstattung der
Unfallanzeige bei der Ortspolizeibehörde im Januar 1949 ent—

sprach nicht den Anforderungen der 55 1546 und 1549 RVO° Hier—
für kam erst das Schreiben des Bevollmächtigten xxxxxxxxvom

5° November 1949 an die Beklagte in Betracht, welches offen—

sichtlich verspätet war° Die Revision verkennt hierbei, ebenso

wie bei ihrer Auffassung, die Darlegungen des LSG. seien wider—'

sprüohlich, den Unterschied zwischen einer wirksamen Anspruchs—

anmeldung, die nur bei einem Versicherungsträger oder einem VAo

erfolgen kann (55 1546, 1549 RVG), und einer unrichtigen Rechts—
belehrung, die unter Umständen auch dann die Rechtsfolgen des
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5 1547 Absoi Nr„2 EVO auslöst, wenn sie von einer Gemeindebe—

hörde erteilt werden ist (EVO—Mitgl.Komm. Bd„ I 2‚ Aufl. 80181

Anmc 7 zu 5 1547)„

Bei der Prüfung, der das LSG° die nach dem Unfall von der Mutter

des Klägers unternommenen Schritte unterzogen hat, ist ein von

der Revision mit Recht angegriffener Verstoß gegen die allgemeine

Lebenserfahrung darin zu erblicken, daß erwogen wird, die Mutter

des Klägers könne vielleicht nur die Erstattung der Unfallanzei—

ge oder eine bloße Erkundigung nach den Möglichkeiten eines Ent—

schädigungsanspruchs beabsichtigt haben° Handelt es sich, wie im

vorliegenden Fall, um einen Unfall mit sofort eingetretenen

schweren Folgen, so wollen der Verletzte, bzw° seine für ihn

handelnden Angehörigen ivaweifel alles tun, um Ersatz des‘8cha—

dene, zunächst schon für die hohen Heilbehandlungskosten zu er—
langen° Diese Vermutung liegt hier um so näher, als der Kläger

seinerzeit als Arbeitsloser auf Hilfe besonders angewiesen ware

Die Annahme, die Mutter des Klägers habe die formell dem Ver—

letzten gar nicht obliegende Unfallanzeige (@ 1552 f. RVG) er—
statten oder sich lediglich erkundigen wollen, welche Ansprüche

wohl bestehen könnten, widerspricht der Erfahrung des Lebens und

ist, wie die Revision zutreffend betont, unhaltbar (vgl° Urteil

des 1° Senats vom 21„3„1956 in SozR„ SGG @ 162 Bl. Da 7 Nr° 55 r
Breith° 1956 S„ 965 ff° — 968 —; ähnlich schon EVA° in AN„ 1908

s‚ 457 Nr° 2220)° ' '

Diese an sich schlüssige Rüge kann jedoch nicht zum Erfolg führen}

weil das angefochtene Urteil auf diesen fehlerhaften Erwägungen

nicht beruht° Das LSG„ hat nämlich offengelassen, ob die Mutter

des Klägers bei den Behörden mit einer Anspruchsanmeldung oder

mit einer bloßen Erkundigung vorstellig geworden ist; es hat seine

Entscheidung vielmehr darauf gestützt, daß ein hinreichender Nach—

weis für ihren Besuch bei demVA„ (Bezirksamt) Brückehau nicht
erbracht werden sei° Insofern greift allerdings nach Auffassung

_des Senats eine weitere Revisionsrügedurch°

Da die Mutter des Klägers verstorben ist, stand dem LSG„ für die

Frage, ob sie nur bei dem für die Anspruchsanmeldung unzuständi—

gen städtischen Versicherungsreferat oder aber daneben auch bei

dem staatlichen VA° vorgesprochen hatte, als wichtigste Auskunfts—

__
9
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person der Stadtkämmerer Dr..xxxxxxzur Verfügung° Das LSG“

hat von einer Zeugenvernehmung des Dr.ikxxkxabgesehen und

allein dessen knappe eidesstattliche Versicherung berücksich—

tigt; diesen schriftlichen Bekundungen spricht es entscheiden_

den Beweiswert vorwiegend deshalb ab, weil Dr„xxxxxxnur ein

Zeuge vom Hörensagen sei° Nun entspricht es zwar einer allge—

meinen Auffassung, daß unmittelbare Zeugen gegenüber solchen

vom "Hörensagen" den Vorzug verdienen (BGH„ Urteil vom 30„10„

1951 in NJW 1952 So 153; Rosenberg, Lehrbuch des deutschen

Zivilprozeßrechts 7° Auf].° 8° 564 @ 119 V)„ Sind aber, wie im
vorliegenden Fall, über eine für die Entscheidung des Rechts—

streits wesentliche_Tatsache sonstige Beweismittel nicht vor—

handen, so darf das Gericht von der Vernehmung eines Zeugen

vom Hörensagen nicht lediglich deshalb absehen, weil nach all—

gemeiner Erfahrung die Bekundungen eines solchen Zeugen nur von
geringem Wert sind;mit dieser Erwägung würde das Gericht sowohl

seine Pflicht zur Erforschung des Sachverhalts (@ 103 SGG) ver—
letzen, als auch die Grenzen seines Rechts, über das Gesamter—

gebnis des Verfahrens nach freier Überzeugung zu entscheiden

(@ 128 Abs.1 Satz 1 SGG)‚ überschreiten° Damit leidet das Ver—
fahren des LSG, an einem wesentlichen Mangel (@ 162 Abs°1 Nr„2

SGG), der nach Auffassung des Senats immerhin noch ausreichend ”

gerügt werden ;.st°

Der Vorderrichter hätte von seinem Rechtsstandpunkt aus um so
mehr Anlaß gehabt, den Zeugen Dr‚ xxxxxiu■er Beachtung des 5

396 ZPO ausführlich zu vernehmen‚ als dessen schriftliche Bekune
dungen, deren Berücksichtigung vor dem OVA„ nach damaligen Ver—

fahrensrecht unbedenklich gewesen sein mag, nicht genügen, um ein
klares Bild von den streitigen Tatsachen zu gewinnen (Ebenso Ur—

teil des 5. Senats vom 22„3„1956 _ 5 Min 24/54 — )„ So dürfte
nur durch eingehende Befragung des Zeugen eine Klärung folgender

Zweifelsfragenerreichbar sein: Worauf es beruht‚ daß er als

Fremder — im Gegensatz zur eigenen Schwester des Klägers — sich

an die so weit zurückliegenden Ereignisse noch so genau erinnern

kann; aus welchen Gründen es seiner Meinung nach auszuschließen

ist, daß die Mutter des Klägers das staatliche VA° mit dem städ«

tischen Versicherungsreferat verwechselt hat; ob ihr Verhalten '

damals eine "zielbewußte Geltendmachung des Entschädigungsanm

spruchs" (EuM° Bd„ 12 S„ 249) erkennen ließ; und schließlich
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warum der Zeuge selbst, als er von dem negativen Ausgang ihrer

Bemühungen erfuhr, nicht damals sogleich weitere Schritte zu

Gunsten des Klägers unternahm; Erst auf dieser Grundlage wird

es möglich sein, den Beweiswert der Bekundungen des Zeugen zu
beurteilen,

Die hiernach gemäß 5 162 Abs,1 Nr° 2 SGG statthafte Revision ist
auch begründet, denn das angefochtene Urteil hätte bei Vermei—

dung des Verfahrensmangels anders ausfallen können° Würde es
durch erschöpfende Vernehmung des Dr„xxxxxxals hinreichend

wahrscheinlich zu erachten sein, daß die Mutter des Klägers

ihr Anliegen beim staatlichen VA, Brückenau vorgetragen hat, so

wäre damit eine wirksame Anspruchsanmeldung im Sinn der 55 1546
und 1549 EVO auch dann anzunehmen, wenn sie von dieser Dienst—'

stelle nur mit einer abschlägigen mündlichen Auskunft beschie—
den worden sein sollte° Daß über die Anspruchsanmeldung keine

Niederschrift aufgenommen und weitergeleitet wurde, ist uner—

heblich (RVOeMitgl,Komm, Bd° 1 2„ Aufi° s„ 178 Anm, 7 b zu 5
1546), In diesem Zusammenhang würde der Senat übrigens eine Ver—

nehmung des Rederungsoberinspektorsxxxxxxxxüber die damals beim

VA„ Brückenau in solchen Fällen übliche Praxis für bedeutsam

halten, könnte doch hieraus eine wesentliche Bestätigung der An—
gaben des Iua ikxxxxentnommen werden, faldsdas VA, den 5 15

VAG, nicht streng befolgt haben sollte. Im umgekehrten Fall wären

die Bekundungen des Dr„xxxxxxerheblich in Frage gestellt,

Bei der Würdigung des Beweisergebnisses wird der Vorderrichter

zu beachten haben, daß nach ständiger Rechtsprechung des EVA, ein

zwingender Beweis im Sinn einer unbedingten Sicherheit nicht ver—

langt werden kann (vgl° insbesondere EuM° Bd° 18 So 185; ferner
RGZ 162_S° 225 f; LSG° Hamburg in Breithaupt 1955 S, 84% Break—

mann a„aoO° S, 244 m,n)„ Die Ausführungen des angefochtenen Ur—

teils erwecken stellenweise den Eindruck, daß im vorliegenden

Fall der in der Rechtsprechung allgemein zugrunde gelegte für die

Bildung der richterlichen Überzeugung ausreichende Grad der

Wahrscheinlichkeit etwas überspannt werden ist; dies stünde aber

der richterlichen Wahrheitsfindung durchaus entgegen (BGH, Urteil

vom 28,1101950 in NJW1951 3° 122), v
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Das angefochtene Urteil war desh■b mit den ihm zugru■delie—

genden Feststellungen aufzuheben° Eine Entscheidung in der

Sache selbst war dem Senat nicht möglich, da die vom LSG° ge—
prüfte Streitfrage der Versäumung der Ausschlußfrist ohne die

dargelegte weitere Erforschung des Sachverhalts nicht entschie—

den werden kanns

Im übrigen ist auch die vom LSGO bisher nicht erörterte Frage

noch keineswegs spruohreif, ob der Kläger überhaupt einen ent—

schädigungspflichtigen Arbeitsunfall erlitten hat° Das OVA„ hat

zwar diese Frage auf Grund der Behauptungen des Klägers mit zu—

treffenden rechtlichen Erwägungen bejaht (vgl„„RVO—Mitgl.Komm„

Bd° III 2„ Aufl„ SD 70 Anm° 5 b zu 5_544)0 Die mehrfach schwan—‘
kenden Behauptungen des Klägers lassen jedoch eine gründliche

Aufklärung des Sachverhalts dringend geboten erscheinen° Insbe—

sondere wäre nach Ansicht des Senats eine Vernehmung des Inha—

bers der Firmakxxxxx unerläßlicho ' >

Die Sache mußte deshalb zur erneuten Verhandlung und Entschei—

dung an das LSG„ zurückverwiesen werden (@ 170 Abs„2 Satz 2 SGG)°

Die Kostenentscheidung bleibt dem abschließenden Urteil vorbe—

halteno
_

>
Die Entscheidung über die Gebühr des Rechtanwaltsxxxxxxxberuht

auf 9 196 SGG„ '
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